
Ihre Steuerkanzlei informiert.

S C H A U F E N S T E R

STEUERN

11/2023

Termine

Steuern und Sozialversicherung

Moderneres Steuerrecht

BMF setzt zwei Expertenkommissionen ein

Energiepreispauschale

Kann beim Finanzgericht eingeklagt werden

Sehr geehrte Mandantinnen und Mandanten,

das Einkommensteuergesetz sieht insbesondere für die Abschreibung

von Immobilien typisierte Abschreibungssätze vor. Allerdings kann

von diesen auch abgewichen werden, wenn eine tatsächlich kürzere

Nutzungsdauer gegeben ist.

Sowohl die erstinstanzliche Rechtsprechung als auch der BFH

machen dazu deutlich, dass der Steuerpflichtige insoweit ein

Wahlrecht hat, ob er sich mit dem typisierten Abschreibungssatz

zufriedengibt oder eine tatsächlich kürzere Nutzungsdauer geltend

machen möchte. Zudem hat die Rechtsprechung die

Voraussetzungen für die Geltendmachung einer tatsächlich kürzeren

Nutzungsdauer der Immobilie erfreulich und praxisnah vereinfacht.

Weil damit im Einzelfall regelmäßig eine enorme Steuerersparnis

verbunden ist, wundert es nicht, dass sich der Fiskus gegen diese

Regelung sträubt. Zunächst sollte sie im letzten Jahr komplett aus

dem Gesetz gestrichen werden, was aber dann doch nicht umgesetzt

wurde. Daher reagierte die Finanzverwaltung mit einem

Nichtanwendungserlass auf die positive Rechtsprechung des

Bundesfinanzhofs und hat nahezu überbordende Voraussetzungen

für die Geltendmachung einer kürzeren Nutzungsdauer definiert.

Wer diese Voraussetzungen erfüllen kann, kann sich so sicherlich

eine Menge Streitereien mit dem Fiskus ersparen. Tatsächlich wird

dies jedoch in der Praxis nicht immer einfach sein. Aufgeben sollte

man aber nicht, sondern klagen und auf die deutlich geringeren

Hürden zur Durchsetzung einer kürzeren Nutzungsdauer aus der

Rechtsprechung verweisen. Nach derzeitigem Stand stehen auch die

Chancen bei Gericht durchaus gut.

In diesem Sinne wünschen wir Ihnen eine informative Lektüre.

Steuerberatungskanzlei Kirchberger & Petri

Preußerstraße 18 , 06217 Merseburg

Telefon: +49 3461-54190 | Telefax: +49 346-1541915

www.kirchberger-petri.de

kirchberger@kirchberger-petri.de
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Alle

Steuerzahler

Termine: Steuern und Sozialversicherung

10.11.

■
Umsatzsteuer

■
Lohnsteuer

■
Kirchensteuer zur Lohnsteuer

Die dreitägige Zahlungsschonfrist endet am 13.11. für den Eingang der

Zahlung.

15.11.

■
Gewerbesteuer

■
Grundsteuer

Die dreitägige Zahlungsschonfrist endet am 20.11. für den Eingang der

Zahlung.

Zahlungen per Scheck gelten erst drei Tage nach Eingang des Schecks

bei der Finanzbehörde (Gewerbesteuer und Grundsteuer: bei der

Gemeinde- oder Stadtkasse) als rechtzeitig geleistet. Um

Säumniszuschläge zu vermeiden, muss der Scheck spätestens drei

Tage vor dem Fälligkeitstag vorliegen.

Fälligkeit der Sozialversicherungsbeiträge November 2023

Die Beiträge sind in voraussichtlicher Höhe der Beitragsschuld

spätestens am drittletzten Bankenarbeitstag eines Monats fällig. Für

November ergibt sich demnach als Fälligkeitstermin der 28.11.2023.

Moderneres Steuerrecht: BMF setzt zwei

Expertenkommissionen ein

Das Bundesfinanzministerium (BMF) will das Steuerrecht "fit für die

Zukunft" machen. Im Rahmen verschiedener Expertendialogen mit

Vertretern von Wissenschaft und Politik sollen konkrete Vorschläge

für praxisnahe und politisch umsetzbare Lösungen erarbeitet werden.

Den Auftakt bildet laut BMF die Kommission "Vereinfachte

Unternehmensteuer", die am 29.09.2023 ihre Arbeit aufgenommen

hat. Am 12.10.2023 starte die Kommission "Bürgernahe

Einkommensteuer".

Für die Attraktivität des Standortes Deutschland spielten die

steuerlichen Rahmenbedingungen eine wichtige Rolle, erläutert das

BMF seine Initiative. Sie beeinflussten über die Gewinnerwartungen

von Unternehmen vor allem auch Investitionsentscheidungen und

damit Innovationen. Es gehe daher um die Zukunftsfähigkeit

Deutschlands.

Mit dem OECD-BEPS-Prozess, der Zwei-Säulen-Lösung

einschließlich der weltweiten Mindeststeuer sowie einer Vielzahl von

EU-Initiativen der letzten Jahre seien wichtige Maßnahmen gegen

unfairen Wettbewerb und unangemessene Steuergestaltungen

ergriffen worden. Jetzt gelte es aber auch, Steuern für Unternehmen

sowie Bürger möglichst handhabbar auszugestalten, digitale

Lösungen mitzudenken und attraktive Rahmenbedingungen

einschließlich im internationalen Vergleich akzeptable

Steuerbelastungen sicherzustellen.

Für eine unseren Modernisierungsansprüchen genügende

Fortentwicklung des Steuersystems brauche es Lösungen, die

praxisnah und auch politisch umsetzbar sind. Die Einbindung der

Expertise aus Wissenschaft und Wirtschaftspraxis hält das

Bundesfinanzministerium dabei für unverzichtbar. Deshalb sollen

unter der Leitung der Parlamentarischen Staatssekretärin Katja

Hessel bis Mitte 2024 Konzepte für ein vereinfachtes und

wettbewerbsfähiges Steuerrecht in den zwei Expertenkommissionen

erarbeitet werden.

Die Kommission "Vereinfachte Unternehmensteuer" werde Ansätze

zur weiteren Vereinfachung und Entbürokratisierung der

Unternehmensteuer sondieren, mögliche Verbesserungen für einen

verlässlichen und planbaren Steuervollzug diskutieren und die

internationale Entwicklung und sich hieraus ergebende Folgen und

Chancen für das nationale Recht einbeziehen. Der Fokus der

Expertenkommission "Bürgernahe Einkommensteuer" liege auf den

Chancen der Digitalisierung, einfacher umsetzbaren Regeln sowie

dem Abbau von Steuererklärungsbürokratie.

Die Arbeiten sollen Mitte 2024 abgeschlossen sein.

Bundesfinanzministerium, PM vom 29.09.2023

Energiepreispauschale: Kann beim Finanzgericht

eingeklagt werden

Für Klagen betreffend die für 2022 auszuzahlende

Energiepreispauschale sind die Finanzgerichte zuständig. Allerdings

muss das Finanzamt und nicht der Arbeitgeber verklagt werden. Dies

hat das Finanzgericht (FG) Münster in einem Verfahren über die

Beantragung von Prozesskostenhilfe entschieden.

Der Antragsteller hat seinen Arbeitgeber beim FG Münster auf

Auszahlung der Energiepreispauschale in Höhe von 300 Euro

verklagt und für das Klageverfahren Prozesskostenhilfe beantragt.
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Das FG Münster hat diesen Antrag abgelehnt. Dabei hat es zunächst

ausgeführt, dass – jedenfalls für noch nicht ausgezahlte

Energiepreispauschalen – der Rechtsweg zu den Finanzgerichten und

nicht der Arbeitsrechtsweg eröffnet sei. Obwohl der Antragsteller

eine andere Person auf Zahlung verklagt habe, liege eine

abgabenrechtliche Streitigkeit vor, da für die Auszahlung der

Energiepreispauschale nach § 120 Absatz 1 des

Einkommensteuergesetzes die Vorschriften der Abgabenordnung

entsprechend anzuwenden seien.

Allerdings sei die Klage unzulässig. Für eine Inanspruchnahme des

Arbeitgebers bestehe kein Rechtsschutzinteresse, weil er nicht

Schuldner der Energiepreispauschale sei. Mit der Auszahlung dieser

Pauschale erfüllten Arbeitgeber keine Lohnansprüche ihrer

Arbeitnehmer, sondern fungierten als Zahlstelle des Staates, betont

das Gericht.

Bei der Energiepreispauschale handele es sich um eine

Steuervergütung, die gegenüber dem Finanzamt durch Abgabe einer

Einkommensteuererklärung geltend zu machen sei. Eine Umdeutung

des Klagebegehrens dahingehend, dass das Finanzamt Beklagter sein

soll, sei angesichts der eindeutigen Bezeichnung des Arbeitgebers

nicht möglich. Eine solche Klage wäre auch mangels Durchführung

eines Vorverfahrens nicht zulässig.

Finanzgericht Münster, Beschluss vom 05.09.2023, 11 K 1588/23 Kg

(PKH)

Steuerkanzleien: Hinweise zum Datenschutz

aktualisiert

Vor fünf Jahren ist die Datenschutz-Grundverordnung in Kraft

getreten. Die Bestimmungen sind auch für Steuerkanzleien relevant,

soweit es um den Umgang mit personenbezogenen Daten geht.

Deswegen hatten der Deutsche Steuerberaterverband (DStV) und die

Bundessteuerberaterkammer (BStBK) frühzeitig gemeinsame

Hinweise veröffentlicht. Diese liegen nach Angaben des DStV nun in

einer aktualisierten Fassung vor.

Die gemeinsamen Hinweise für den Umgang mit personenbezogenen

Daten durch Steuerberater und steuerberatende

Berufsausübungsgesellschaften berücksichtigen laut DStV die für den

Berufsstand relevanten Entwicklungen im Bereich des Datenschutzes

und enthalten unter anderem auch Arbeitshilfen und Muster für die

Praxis.

Abrufbar seien sie für alle Mitglieder der regionalen

Steuerberaterverbände unter "www.stbdirekt.de".

Deutscher Steuerberaterverband e.V., PM vom 19.09.2023

"Essen auf Rädern" ist steuerlich nicht absetzbar

Die Kosten für den Service "Essen auf Rädern" können nicht als

außergewöhnliche Belastung bei den Steuern geltend gemacht

werden. Dies hat das Finanzgericht (FG) Münster entschieden. Über

den Fall berichtete der Bund der Steuerzahler (BdSt) Rheinland-Pfalz.

Ein Ehepaar mit schwerwiegender Beeinträchtigung – Grad der

Behinderung 100 G – hatte in seiner Steuererklärung den

Rechnungsbetrag für den Service "Essen auf Rädern" angegeben.

Allerdings waren die Kosten in der Rechnung nicht aufgeteilt,

sondern der Aufwand für die Mahlzeiten einschließlich der Lieferung

ausgewiesen. Das Finanzamt berücksichtigte die Aufwendungen

nicht.

Die Eheleute legten dagegen Einspruch ein. Das Finanzamt lehnte

den Einspruch ab, da die Mehraufwendungen nicht außergewöhnlich

seien. Zudem seien die Kosten bereits durch den

Behindertenpauschbetrag abgegolten. Daraufhin klagte das Ehepaar.

Es argumentierte, dass die Krankheitssituation zwangsläufig sei, weil

eine eigene Essensversorgung unfallfrei nicht möglich sei.

Das FG Münster folgte dieser Ansicht laut BdSt Rheinland-Pfalz

nicht. Steuerzahler müssten größere Aufwendungen als die

überwiegende Mehrzahl der Steuerzahler gleicher

Einkommensverhältnisse, gleicher Vermögensverhältnisse und

gleichen Familienstands haben, um Aufwendungen, die die eigene

zumutbare Belastung übersteigen, vom Gesamtbetrag der Einkünfte

abziehen zu können. Diese Kosten müssten aus diversen Gründen

nicht abzuwenden sowie den Umständen nach notwendig sein und

dürften einen angemessenen Betrag nicht übersteigen. Nach

ständiger Rechtsprechung des Bundesfinanzhofes sei die

grundsätzliche Berücksichtigung solcher Krankheitsfolgekosten als

Kosten der Lebensführung steuerlich nicht gerechtfertigt. Daher

könnten Verpflegungskosten, die preislich mit sieben bis neun Euro

pro Mahlzeit eher üblich sind, steuerlich nicht berücksichtigt werden.

Die Lieferung von Mahlzeiten sei in der Bevölkerung weit verbreitet.

Hilfebedürftige Menschen könnten aber auch Dienste in Anspruch

nehmen, bei denen eine Person die Mahlzeit in der heimischen Küche

zubereitet, gibt der BdSt zu bedenken. Diese Arbeitskosten könnten

dann zum Beispiel als haushaltsnahe Dienstleistung steuerlich

abgesetzt werden.

Bund der Steuerzahler Rheinland-Pfalz e.V., PM vom 26.07.2023
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Unternehmer

Corona-Schlussabrechnungen möglichst zeitnah

abgeben

Obwohl das Bundeswirtschaftsministerium die Abgabefrist für die

Schlussabrechnungen für die Corona-Wirtschaftshilfen bis zum

31.10.2023 verlängert hat, rät die Bundessteuerberaterkammer

(BStBK) Steuerberatern, die Schlussabrechnungen so bald wie

möglich anzugehen.

Denn es sei nur eine Verlängerung, die vor dem 31.10.2023 zu

beantragen sei, möglich. Abzugeben sei dann spätestens am

31.03.2024. Werde auch diese Frist nicht eingehalten, drohten

Erinnerungsschreiben, Anhörungen und danach auch

Rückforderungsbescheide von den Bewilligungsstellen, warnt die

BStBK.

Bundessteuerberaterkammer, Internetseite vom 16.10.2023

Elektronische Lohnsteuerbescheinigung 2024: Muster

für den Ausdruck bekannt gemacht

Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat das Muster für den Ausdruck

der elektronischen Lohnsteuerbescheinigung für das Kalenderjahr

2024 bekannt gemacht.

Der Ausdruck hat das Format DIN A4. Er kann vom amtlichen Muster

abweichen, wenn er sämtliche Angaben in gleicher Reihenfolge

enthält und in Format und Aufbau dem bekannt gemachten Muster

entspricht. Bei der Ausstellung des Ausdrucks der elektronischen

Lohnsteuerbescheinigung sind die Vorgaben im BMF-Schreiben vom

09.09.2019 (Bundessteuerblatt Teil I Seite 911) zu beachten.

Abweichend zum oben genannten BMF-Schreiben gilt für die

elektronische Lohnsteuerbescheinigung ab 2024 Folgendes:

■
Gemäß § 41b Absatz 2 Satz 1 EStG ist ab 2023

ausschließlich die Identifikationsnummer als

Ordnungsmerkmal anzugeben. Die Verwendung der eTIN

ist nicht mehr zulässig.

■
Die Sozialversicherungsbeiträge, die auf einen nicht

besteuerten Vorteil nach § 19a EStG entfallen, sind unter

Nr. 22 bis 27 des Ausdrucks zu bescheinigen, da diese als

Sonderausgaben abziehbar sind.

■
Ist ein Dritter gemäß § 38 Absatz 3a Satz 1 EStG zum

Lohnsteuerabzug verpflichtet, hat er der zuständigen

Finanzbehörde für jeden Arbeitnehmer eine elektronische

Lohnsteuerbescheinigung zu übermitteln (§ 41b Absatz 1

Satz 2 EStG).

■
Die Angabe des vom Arbeitgeber ausgezahlten

Kindergeldes in Nr. 33 ist nicht mehr zulässig (Aufhebung

von § 72 EStG zum 01.01.2024).

Bundesfinanzministerium, Bekanntmachung vom 08.09.2023, IV C 5

- S 2533/19/10030 :005

Gewerbesteuerbescheid wird digital

Hessen hat für ganz Deutschland den digitalen

Gewerbesteuerbescheid entwickelt. Das bedeute deutliche

Vereinfachungen für Kommunen, Unternehmen und die

Steuerverwaltung, meldet das Finanzministerium des Landes.

Für die Kommunen bedeute der digitale Gewerbesteuerbescheid

nicht nur, dass die rechtlichen Vorgaben des Onlinezugangsgesetzes

erfüllt werden. Sie sparten außerdem Papier, Porto und Arbeitszeit,

weil sie ihre Verwaltungsvorgänge optimieren könnten. "Nicht

zuletzt stellen sie somit ihre Attraktivität für Gewerbebetriebe unter

Beweis, denn seitens der Wirtschaftsverbände ist ein digitaler,

standardisierter Gewerbesteuerbescheid seit langem eine zentrale

Forderung", sagte Hessens Finanzminister Michael Boddenberg

(CDU).

Von der Umsetzung des digitalen Gewerbesteuerbescheids seien

bundesweit alle etwa 11.000 Kommunen unmittelbar betroffen.

Denn sie würden die Gewerbesteuerbescheide an die ortsansässigen

Unternehmen übersenden.
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Bei dem in Hessen entwickelten Verfahren würden die relevanten

Daten für die Festsetzung der Gewerbesteuer vom Finanzamt über

einen ELSTER-Transfer digital an die Kommunen übertragen. In einem

zweiten Schritt könne die Kommune den Gewerbesteuerbescheid

online an das ELSTER-Postfach des Gewerbetreibenden versenden.

Der digitale Gewerbesteuerbescheid werde im PDF-A3-Format mit

eingebettetem XML-Datensatz erstellt. Er sei damit menschen- und

maschinenlesbar. Für Unternehmen und Beraterschaft sei das ein

großer Fortschritt, so das Finanzministerium Hessen. Denn die

Bescheide könnten direkt in die jeweilige Fach-Software eingelesen

und medienbruchfrei verarbeitet werden. Und da das XML-Format

bundesweit einheitlich ist, werde die Arbeit insbesondere für

Unternehmen mit Standorten in mehreren Kommunen deutlich

übersichtlicher und einfacher.

Finanzministerium Hessen, PM vom 02.10.2023

GmbH geht pleite: Zur Verlustberücksichtigung bei

vorherigen Investitionen

Das Finanzgericht (FG) Düsseldorf hat sich mit den alten

Rechtsprechungsgrundsätzen bei § 17 Einkommensteuergesetz (EStG)

und der dazu angeordneten Weitergeltung durch den

Bundesfinanzhof (BFH) auseinanderzusetzen. Konkret ging es um die

Berücksichtigung von Verlusten nach § 17 Absatz 4 EStG und bei den

Einkünften aus Kapitalvermögen bei Auflösung einer

Kapitalgesellschaft.

Der Kläger war zu 80 Prozent an einer GmbH beteiligt, die einen

Speditionsbetrieb unterhielt. Im Jahr 2015 hatte er der GmbH

Darlehen in Höhe von 150.000 Euro gewährt. Im Streitjahr 2016

wurde das Insolvenzverfahren über das Vermögen der GmbH

eröffnet.

Gegenüber dem beklagten Finanzamt begehrte der Kläger – neben

dem Verlust des Stammkapitals –, die Inanspruchnahme aus einer

Bürgschaftsverpflichtung sowie den Ausfall der Darlehen im Rahmen

des § 17 EStG beziehungsweise (später im Klageverfahren nach) § 20

EStG zu berücksichtigen.

Im Laufe des Verfahrens bestätigte der Insolvenzverwalter, dass

bereits bei Insolvenzeröffnung nicht damit zu rechnen gewesen sei,

dass an den Kläger als Gesellschafter der GmbH im Rahmen des

Insolvenzverfahrens Zahlungen fließen würden.

Das Finanzamt lehnte eine Verlustberücksichtigung ab, da die

Inanspruchnahme aus der Bürgschaft weiterhin strittig und der

Verlust im Streitjahr damit insgesamt nicht hinreichend konkretisiert

gewesen sei.

Das FG gab der Klage statt. Insbesondere sei der Ausfall der

Darlehensforderungen bei den Einkünften aus Kapitalvermögen als

Verlust zu berücksichtigen.

Einer Berücksichtigung bei den Einkünften aus § 20 EStG stehe nicht

dessen Subsidiaritätsklausel entgegen. Die Darlehen seien nicht als

nachträgliche Anschaffungskosten im Rahmen des

Auflösungsverlustes nach § 17 EStG zu berücksichtigen. Der neue §

17 Absatz 2a EStG sei zeitlich noch nicht anwendbar gewesen.

Die frühere Rechtsprechung des BFH finde im Streitfall trotz

typisierender Weitergeltungsanordnung der alten

Rechtsprechungsgrundsätze keine Anwendung. Vor dem

Hintergrund, dass die Vertrauensschutzregelung für den

Steuerpflichtigen eine weitere Option schaffen wollte, könne dieser

nicht zur Inanspruchnahme dieser Regelung verpflichtet werden,

wenn sich diese für ihn letztlich ungünstiger darstelle.

So liege der Streitfall hier. Denn im Vergleich zum im Rahmen des §

17 EStG geltenden Teileinkünfteverfahrens biete § 20 EStG für den

über zehn Prozent an der GmbH beteiligten Kläger eine

vollumfängliche Berücksichtigung des Verlustes. Die

Einkünfteerzielungsabsicht werde im Rahmen des

Abgeltungssteuersystems mangels entgegenstehender

Anhaltspunkte vermutet, so das FG.

Die Entscheidung ist nicht rechtskräftig. Das Finanzamt hat gegen

das Urteil die vom Gericht zugelassene Revision eingelegt. Das

Aktenzeichen beim Bundesfinanzhof lautet IX R 12/23.

Finanzgericht Düsseldorf, Urteil vom 19.01.2023, 14 K 1638/20 E,

nicht rechtskräftig
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Kapital-

anleger

Quellensteuerverfahren: Steuerberaterverband

nimmt zu neuen EU-Vorschriften Stellung

Die EU-Kommission schlägt eine Harmonisierung von

Verfahrensvorschriften zur Erstattung überschüssiger Quellensteuer

vor. Der Deutsche Steuerberaterverband (DStV) unterstützt den

Vorschlag, sieht aber für Anleger noch Verbesserungsbedarf.

Die Verfahren zur Rückerstattung überschüssiger Quellensteuer seien

für grenzüberschreitend tätige Anleger ein "echtes Ärgernis", führt der

DStV aus. Dabei hätten sie im Fall von

Doppelbesteuerungsabkommen in der Regel einen rechtlichen

Anspruch auf Rückerstattung. Die Durchsetzung dieser Ansprüche

werde ihnen durch unterschiedliche, bürokratische, langwierige und

kostenintensive Verfahren in den Mitgliedstaaten allerdings auf

unnötige und teils unzumutbare Weise erschwert.

Der Richtlinienvorschlag der EU-Kommission zu schnelleren und

sichereren Verfahren für die Entlastung von überschüssigen

Quellensteuern (COM (2023) 324) solle hierzu Abhilfe schaffen.

In seiner Stellungnahme zum Richtlinienentwurf setzt sich der DStV

zugunsten der Anleger für möglichst einfache und kostengünstige

Verfahren ein. Dazu schlägt er etwa Klarstellungen und mehr

Datenschutz bei der neu einzuführenden digitalen Bescheinigung über

die steuerliche Ansässigkeit (eTRC) vor.

Nach dem Richtlinienvorschlag hätten die Mitgliedstaaten zudem ein

Wahlrecht, ob sie ein Verfahren zur Entlastung von überschüssiger

Quellensteuer entweder im Wege der so genannten

Steuererleichterung an der Quelle, der Schnellerstattung oder einer

Kombination hieraus anwenden wollen. Hierzu schlägt der DStV ein

Standardverfahren und damit eine Beschränkung des Wahlrechts der

Mitgliedstaaten vor.

Deutscher Steuerberaterverband e.V., PM vom 25.09.2023

Kapitalverluste? Bis 15.12. handeln!

Möchten Sie negative Kapitaleinkünfte mit positiven

Kapitaleinkünften verrechnen, die bei einem anderen Geldinstitut

angefallen sind, geht das nur über die Einkommensteuererklärung.

Dafür brauchen Sie eine sogenannte Verlustbescheinigung Ihrer

Bank, die Sie bis spätestens 15. Dezember des Jahres bei der Bank

beantragen müssen.

Nur wenn der Antrag rechtzeitig bei der Bank vorliegt, erstellt diese

neben einer Steuerbescheinigung auch eine separate

Verlustbescheinigung über die angefallenen Verluste. Um die

Verrechnung von Gewinnen und Verlusten von Anlagen bei

verschiedenen Banken zu erreichen, füllen Sie die Zeilen 12 und 13

der Anlage KAP aus.

Gleichzeitig setzt die Bank den Verlustverrechnungstopf auf null

zurück, damit es nicht zu einer doppelten Verlustberücksichtigung

kommen kann. Ein Verlustvortrag in die Zukunft entfällt.

Kapitalanlage: Verlustverrechnung bei Ehepaaren

Eine Verlustbescheinigung müssen auch Ehepaare beantragen, die

bei verschiedenen Banken Kapitalanlagen haben und daraus sowohl

Gewinne als auch Verluste erzielen. Auch in diesen Fällen führt das

Finanzamt nur dann eine Verlustverrechnung durch, wenn eine

Verlustbescheinigung vorliegt.

Ehegatten, die bei derselben Bank Gewinne und Verluste erzielt

haben, müssen nicht unbedingt eine Verlustbescheinigung

beantragen. Es reicht aus, wenn Sie bis spätestens 31.12.2023 einen

gemeinsamen Freistellungsauftrag erteilten – selbst wenn er nur

über null Euro ist.

Hinweis: Aktienverluste nur mit Aktiengewinnen verrechenbar:

verfassungswidrig?

Verluste aus dem Verkauf von Aktien können nur mit Gewinnen aus

der Veräußerung von Aktien verrechnet werden – und nicht mit den

Gewinnen aus anderem Kapitalvermögen. Das hält der

Bundesfinanzhof (BFH) für verfassungswidrig. Jetzt muss das

Bundesverfassungsgericht (BVerfG) entscheiden. Ein auch für

Kleinaktionäre wichtiges Thema!
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Die Geldanlage mithilfe von Robo-Advisors

Versicherungen und Banken werben gerne mit individueller Beratung

und Lösungen, die auf den Kunden zugeschnitten sind. In Wirklichkeit

sollen jedoch die Finanz- und Versicherungsberater für ihren

Arbeitgeber möglichst profitable Standardprodukte mit wenig

Zeitaufwand in großen Mengen an ihre Kunden verkaufen. So ist es

kein Wunder, dass hierzulande nur 40 % der befragten Privatanleger

darauf vertrauen, dass ihr Finanzdienstleister das Richtige tut. Im

Umkehrschluss heißt dies: 60 % der Deutschen misstrauen ihrem

Berater. Ein gefundenes Fressen für Robo-Advisors: Sehen diese sich

doch als idealer Dienstleister für alle, die einem Bankberater nicht

vertrauen, ihr eigenes Wertpapierdepot aber mangels Kenntnis oder

Bequemlichkeit nicht selbst zusammenstellen wollen.

Was ist ein Robo-Advisor?

Ein Robo-Advisor versucht mithilfe einer im Internet angebotenen

Online-Plattform die Geldanlage für den Privatanleger zu

standardisieren und damit zu vereinfachen. Die vollautomatisierten

Geldverwalter stellen dem Anleger Fragen zu seinen finanziellen

Verhältnissen, seiner Risikoneigung, gewünschter Rendite, maximal

verkraftbaren Verlusten, monatlichen Sparraten und seinem zeitlichen

Anlagehorizont. Anhand der gegebenen Antworten stellt der

Robo-Advisor dem Anleger eine auf seine Bedürfnisse passende

Anlagestrategie vor.

Die vorgeschlagenen Anlagestrategien werden in den meisten Fällen

mithilfe von Investitionen in börsengehandelte Exchange Traded

Funds (ETFs) umgesetzt. Diese Papiere bilden passiv die

Wertentwicklung von Aktien- und Anleiheindizes nach und

reduzieren, dank ihrer breiten Streuung, das Risiko für den Anleger.

Auf aktives Fondsmanagement wird verzichtet. Dank des Verzichts

auf teure Fondsmanager liegen die jährlichen Verwaltungsgebühren

bei Aktien-ETFs meist nur zwischen 0,15 % bis 0,65 %. Zum

Vergleich: Ein klassischer Aktien-Investmentfonds, wie er von vielen

Banken verkauft wird, kostet im Durchschnitt 1,5 % an Gebühren pro

Jahr. Hinzu kommt beim Erwerb in der Bankfiliale noch ein einmaliger

Ausgabeaufschlag von bis zu 5 %.

Die meisten Robo-Advisor verlangen für ihre Dienstleistung eine

Gebühr, die sich an der Höhe der Anlagesumme orientiert. Viele

Robo-Advisors begnügen sich mit einem geringen

Mindestanlagebetrag in Höhe von 5.000 Euro. Zudem kann in die

ausgewählte Anlagestrategie mittels monatlicher Sparraten

(Ansparplan) investiert werden.

Robo-Advisor – Ja oder nein?

Die Anbieter gehen gerne mit historischen Vergleichen für die

angebliche Überlegenheit ihrer Strategie auf Kundenfang. Oft sind

diese Rücktests der angebotenen Anlagestrategien jedoch nur auf

fünf Jahre oder weniger begrenzt. Ein ernsthafter Eignungstest der

angebotenen Strategien in einer mehrjährigen Abwärtsbewegung

steht noch aus. Besser als ein von provisionsgetriebenen

Bankberatern willkürlich zusammengestelltes Depot ist die Mehrzahl

der von den Robo-Advisors angebotenen Strategien jedoch allemal.

Die Idee, Privatanlegern mit einem einzigen Produkt eine möglichst

gebührengünstige Risikostreuung bei der Anlage zu ermöglichen, hat

Martin Weber, Professor für Finanzwirtschaft an der Uni Mannheim,

in seinem ARERO – Der Weltfonds (WKN: DWS0R4) umgesetzt.

Dazu baut der Fonds bedeutende Indizes aus den Anlageklassen

Aktien, Renten und Rohstoffe nach. Für Verbraucher, die bereits ein

Wertpapierdepot besitzen oder eines eröffnen möchten, ist eine

Anlage in den ARERO eine gute Wahl. Allerdings nur dann, wenn die

vorgegebene Aufteilung in 60 % Aktien, 25 % Rentenfonds und 15 %

Rohstoffe zu den persönlichen Geldanlagezielen passt. Der ARERO

verfolgt einen passiven Investmentansatz. Das bedeutet, der Fonds

partizipiert an der Wertentwicklung von Aktien, Renten und

Rohstoffen über die Nachbildung breit gestreuter Indizes. Darüber

hinaus findet kein weiteres aktives Fondsmanagement statt. Einer

der Vorteile dieser Philosophie sind die geringen jährlichen

Verwaltungskosten von nur 0,45 %. Weitere Kosten fallen beim

ARERO nicht an.

Der Grundgedanke hinter den Robo-Advisors ist also nichts

spektakulär Neues. Anleger, die sich doch für das Angebot eines

Robo-Advisors interessieren, sollten die angebotenen Dienste

sicherheitshalber mit einem kleineren Testbetrag ausprobieren.
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Immobilien-

besitzer

Grundsteuerwertbescheid: Aussetzung der

Vollziehung nur ausnahmsweise

Das Finanzgericht (FG) Berlin-Brandenburg hat entschieden, dass eine

Aussetzung der Vollziehung eines Grundsteuerwertbescheides nur

ausnahmsweise in Betracht komme, soweit der Antragsteller den

Antrag mit verfassungsrechtlichen Zweifeln an der Gültigkeit der

Neuregelungen zur grundsteuerlichen Bemessungsgrundlage im

Bundesmodell begründet.

In einem solchen Fall setze die Aussetzung beziehungsweise

Aufhebung der Vollziehung wegen des Geltungsanspruchs jedes

formell verfassungsgemäß zustande gekommenen Gesetzes

zusätzlich voraus, dass ein besonderes berechtigtes Interesse des

Antragstellers an der Gewährung vorläufigen Rechtsschutzes bestehe,

dem der Vorrang gegenüber dem öffentlichen Interesse am Vollzug

des Gesetzes zukomme.

Im entschiedenen Fall sei die beantragte Aussetzung der Vollziehung

von der Antragstellerin ausschließlich mit verfassungsrechtlichen

Zweifeln begründet worden. Das FG hat kein besonderes berechtigtes

Interesse der Antragstellerin festgestellt und den Antrag deshalb

abgewiesen. Zu der Frage, ob überhaupt Zweifel an der

Verfassungsmäßigkeit der neuen grundsteuerlichen

Bewertungsvorschriften bestehen, hat das FG sich nicht geäußert.

Die vom Gericht zugelassene Beschwerde war bis zum 21.09.2023

nicht eingelegt worden.

Finanzgericht Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 01.09.2023, 3 V

3080/23

Alt-Photovoltaikanlagen: So geht die Entnahme aus

dem Unternehmensvermögen

Laut Bund der Steuerzahler (BdSt) Nordrhein-Westfalen sind im

Hinblick auf die aktuelle Änderung bei den Photovoltaikanlagen viele

Menschen bezüglich der Entnahme von Alt-Photovoltaikanlagen aus

dem Unternehmensvermögen verunsichert.

In der Vergangenheit (vor dem 01.01.2023) sei eine

gemischt-genutzte Photovoltaikanlage regelmäßig dem

Unternehmensvermögen zugeordnet worden und der Betreiber habe

unter Verzicht auf die Kleinunternehmerregelung den

Vorsteuerabzug aus dem Erwerb der Anlage in Anspruch genommen.

Der Betreiber habe in diesem Fall neben der Lieferung des erzeugten

Stroms auch eine unentgeltliche Wertabgabe für den

selbstgenutzten Strom der Besteuerung unterwerfen müssen.

Nach Einführung des Nullsteuersatzes hätten viele Betreiber eine

Entnahme der Photovoltaikanlage zum Nullsteuersatz erklärt, um

dann eine unentgeltliche Wertabgabe hinsichtlich des selbst

genutzten Stroms nicht mehr der Besteuerung unterwerfen zu

müssen. Laut Stellungnahme der Finanzämter in

Nordrhein-Westfalen sei eine Entnahme der gesamten

Photovoltaikanlage hiernach nur möglich, wenn zukünftig

voraussichtlich mehr als 90 Prozent der Anlage für

nichtunternehmerische Zwecke verwendet werden, so der BdSt.

Dies werde bei folgenden Konstellationen angenommen:

■
ein Teil des mit der Anlage erzeugten Stroms wird zum

Beispiel in einer Batterie gespeichert

■
mithilfe einer Wall-Box wird die Autobatterie des privat

genutzten Fahrzeugs geladen

■
eine Wärmepumpe wird verwendet. Auf die konkrete

Wärmepumpe (Luft-Luft-Wärmepumpe;

Luft-Wasser-Wärmepumpe et cetera) komme es nicht an.

Diese Vereinfachungsregelung ist laut BdSt auch dann anzuwenden,

wenn nach der Entnahme tatsächlich mehr als zehn Prozent des

erzeugten Stroms weiter veräußert werden.

Die Entnahme könne entweder im Rahmen der

Umsatzsteuervoranmeldung beziehungsweise in der

Umsatzsteuerjahressteuererklärung oder schriftlich gegenüber dem

zuständigen Finanzamt erklärt werden. Die Erklärung bedürfe

insoweit grundsätzlich keiner weiteren Erläuterung.

Nach der Entnahme der Photovoltaikanlage stelle die Lieferung des

Stroms an den Netzbetreiber weiterhin eine unternehmerische

Tätigkeit dar, so der BdSt. Die Lieferung sei steuerbar und zum

Steuersatz von 19 Prozent steuerpflichtig. Allerdings könne die

Kleinunternehmerregelung zur Anwendung kommen. Dann werde

die Steuer nicht erhoben. Hat der Betreiber auf die Anwendung der

Kleinunternehmerregelung beim Erwerb der Anlage verzichtet, sei er

allerdings für fünf Jahre gebunden.

Bund der Steuerzahler Nordrhein-Westfalen e.V., PM vom

02.08.2023
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Photovoltaik-Freiflächenanlage benötigt in der Regel

keinen Wasseranschluss

Die Eigentümer eines Grundstücks, auf dem eine

Photovoltaik-Freiflächenanlage errichtet worden ist, sind nicht

verpflichtet, für die Möglichkeit, das Grundstück an die öffentliche

Wasserversorgung anzuschließen, einen Anschlussbeitrag nach dem

nordrhein-westfälischen Kommunalabgabengesetz zu zahlen. Dies hat

das Oberverwaltungsgericht (OVG) Nordrhein-Westfalen

entschieden.

Die Eigentümer sind zu einem Anschlussbeitrag von rund 46.000 Euro

für eine vor ihrem Grundstück verlaufende Frischwasserleitung

herangezogen worden. Nach dem Bebauungsplan darf auf dem

Grundstück nur eine Photovoltaik-Freiflächenanlage errichtet werden.

Die Eigentümer hielten den Heranziehungsbescheid für rechtswidrig.

Die Möglichkeit, das Grundstück an die öffentliche Wasserversorgung

anzuschließen, vermittle ihnen keinen wirtschaftlichen Vorteil, wie er

für die Beitragserhebung erforderlich sei. Für eine

Photovoltaik-Freiflächenanlage bestehe kein Bedarf an einer

(leitungsgebundenen) Wasserversorgung.

Der Wasserversorgungsverband vertrat demgegenüber die Ansicht,

jedenfalls für die von Zeit zu Zeit erforderliche Reinigung der

Solarpanele sowie unter Brandschutzgesichtspunkten sei eine

Wasserversorgung nützlich beziehungsweise notwendig.

Das Verwaltungsgericht Münster hat den Beitragsbescheid auf die

Klage der Eigentümer aufgehoben. Die dagegen gerichtete Berufung

des Wasserversorgungsverbands hatte keinen Erfolg.

Ein Wasseranschluss sei für die Grundstücksnutzung mit einer

Photovoltaik-Freiflächenanlage regelmäßig nicht mit einem

wirtschaftlichen Vorteil verbunden, stellt das OVG klar. Ein

wirtschaftlicher Vorteil liege vor, wenn die Wasserversorgung die

bauliche Nutzung des Grundstücks erst ermöglicht oder sie zumindest

verbessert. Bei einer allein zulässigen Bebauung mit einer

Photovoltaik-Freiflächenanlage sei dies typischerweise nicht der Fall.

Die Bereitstellung von Löschwasser sei in der Regel und so auch hier

nicht Aufgabe des Grundstückseigentümers. Die Möglichkeit, für die

Reinigung der Solarpanele auf das Leitungswasser zurückzugreifen,

sei ebenfalls kein beitragsrelevanter Vorteil. Zwar werde durch die

Reinigung, die typischerweise in einem zeitlichen Abstand zwischen

einem und mehreren Jahren sinnvoll ist, die Effektivität der Anlage

gewährleistet und auch ihre Lebensdauer günstig beeinflusst. Dies

sei hier aber ausnahmsweise kein beitragsrelevanter Vorteil. Denn

der Eigentümer der Anlage könne den seltenen Bedarf an

Reinigungswasser auch durch gleichwertige private Vorkehrungen

decken, die für ihn in der Regel ökonomisch sinnvoller seien.

An eine Gleichwertigkeit von Wasserversorgungs- und

entsorgungsalternativen gegenüber entsprechenden Leistungen

öffentlich-rechtlicher Einrichtungen seien zwar sehr strenge

Anforderungen zu stellen. Jedoch stünden einer Reinigung der

Solarpanele durch Unternehmen, die das hierfür erforderliche

Wasser etwa im Tank heranschaffen, weder öffentliche noch private

Belange entgegen. Hierbei sei zu berücksichtigen, dass ein

Reinigungsbedarf für Photovoltaik-Freiflächenanlagen nur sehr

selten besteht und typischerweise langfristig planbar ist, sodass eine

ständig verfügbare Wasserleitung keinen erkennbaren Vorteil bietet.

Der öffentlich-rechtliche Versorgungsträger habe zwar grundsätzlich

die Möglichkeit, satzungsrechtlich einen Anschluss- und

Benutzungszwang für sein Leitungsnetz anzuordnen, was die

Berufung auf die alternative Gebrauchsmöglichkeit ausschließen

würde. Vorliegend sehe die Satzung des beklagten

Wasserversorgungsverbandes eine Anschluss- und Benutzungspflicht

jedoch nur für Grundstücke vor, auf denen regelmäßig Wasser

verbraucht wird. Gerade das sei aufgrund des zu erwartenden

größeren zeitlichen Abstands zwischen den einzelnen Reinigungen

einer Photovoltaik-Freiflächenanlage nicht der Fall.

Das OVG hat die Revision gegen das Urteil nicht zugelassen.

Hiergegen kann der Beklagte Beschwerde einlegen.

Oberverwaltungsgericht Nordrhein-Westfalen, Urteil vom

29.08.2023, 15 A 3204/20, nicht rechtskräftig
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